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Bekanntmachung 
der Neufassung der 

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den gehobenen bautechnischen Verwaltungsdienst 

in Bayern (ZAPO/ gtD) 

Vom 3. September 1986 

Auf Grund des § 2 Abs. 2 der Verordnung zur Än­
derung der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung für den gehobenen bautechnischen 
Verwaltungsdienst in Bayern vom 30. Juli 1\}86 
(GVBl S. 237) wird nachstehend der Wortlaut der 
Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den gehobenen bautechnischen Verwaltungs­
dienst in Bayern - ZAPO/gtD - (BayRS 2038-
3-2-8-1) in der vom 1. April 1986 an geltenden Fas­
sung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch die Verordnung vom 30. Juli 1986 (GVBl 
S.237). 

München, den 3. September 1986 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

I. V. Dr. Heinz R 0 sen bau er, Staatssekretär 
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2038-3-2-8-1 

Zulassungs-, 
Ausbildungs-und Prufungsordnung 

für den gehobenen bautechnischen und 
umweltfachlichen Verwaltungsdienst 

in Bayern (ZAPO/gtD) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 3. September 1986 

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2 und Art. 115 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengeset­
zes (BayBG) erlassen die Bayerischen Staatsmini­
sterien des Innern, für Unterricht und Kultus, der 
Finanzen, für Wirtschaft und Verkehr, für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten, für Arbeit und 
Sozialordnung und für Landesentwicklung und 
Umweltfragen im Einvernehmen mit dem Landes­
personalausschuß folgende Verordnung: 
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§ 2 Befähigung 

Abschnitt 11 

Zulassung 
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§ 13 Durchführung der Prüfung 

§ 14 Feststellung des Prüfungsergebnisses 

§ 15 Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 
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§ 17 Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Widerruf 
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Schlußbestimmungen 

§ 18 Ubergangsregelung 

§ 19 Inkrafttreten 

Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Geltungsbereich 

IDiese Verordnung regelt Zulassung, Ausbildung 
und Prüfung für den gehobenen bautechnischen 
und umweltfachlichen Verwaltungsdienst des Staa­
tes, der Gemeinden und der Gemeindeverbände 
und anderer nichtstaatlicher Dienstherren in 
Bayern. 2Zum bautechnischen und umweltfachli­
chen Verwaltungsdienst gehört nicht die Wahrneh­
mung von Aufgaben, die ausschließlich durch den 
Betrieb und die Wartung betriebstechnischer Anla­
gen bestimmt sind. 

§2 

Befähigung 

(1) Die Befähigung für den gehobenen Dienst in 
einer der in § 5 aufgeführten Fachrichtungen er­
wirbt, wer 

1. in einem diesen Fachrichtungen entsprechenden 
Studiengang die Abschlußprüfung an einer staat­
lichen oder staatlich anerkannten Fachhochschu­
le oder anderen Hochschule in einem Fachhoch­
schulstudiengang im Bundesgebiet mit Erfolg 
abgelegt, 

2. den Vorbereitungsdienst nach Abschnitt III abge­
leistet und 

3. die Staatsprüfung nach Abschnitt IV ,bestanden 

hat. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 er­
füllt auch, wer die Ingenieurprüfung an einer öf­
fentlichen oder staatlich anerkannten Ingenieur­
schule im Bundesgebiet oder eine vom Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus als gleichwertig 
anerkannte Prüfung' außerhalb des Bundesgebiets 
abgelegt hat. 

(3) IBeamte des mittleren bautechnischen Ver­
waltungsdi~nstes erwerben die Befähigung für de n 
gehobenen bautechnischen und umweltfachlichen 
Verwaltungsdienst, wenn sie nach Maßgabe der 
Laufbahnverordnung 

1. in einem von der obersten Ausbildungsbehörde 
(§ 8 Abs. 1 Satz 1) durchzuführenden Zulassungs­
verfahren den Nachweis erbracht haben, daß sie 
neben der notwendigen Allgemeinbildung die für 
die Einführung erforderlichen fachtechnischen 
Kenntnisse besitzen und danach zum Aufstieg 
zugelassen worden sind, 

2. die Einführungszeit abgeleistet haben und 

3. nach erfolgreicher Einführung als Aufstiegsprü­
fung die Staatsprüfung nach Abschnitt IV bestan­
den haben. 

2Das Nähere über das Zulassungsverfahren nach 
Satz 1 Nr. 1 regelt das Staatsministerium des In­
nern. 3Für die Einführungszeit nach ~atz 1 Nr. 2 gilt 
§ 8 sinngemäß. 
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Abschnitt 11 

Zulassung 

J§ 3 

Zulassung zUm Vorbereitungsdienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst kann zugelassen 
werden, wer die beamten rechtlichen Voraussetzun­
gen erfüllt. 

(2) 1 Über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst 
entscheiden die Ernennungsbehörden (Art. 13 
BayBG) nach Bedarf und Ergebnis der für die Zu­
lassung vorgeschriebenen Prüfung. 2Die oberste 
Ausbildungsbehörde (§ 8 Abs. 1 Satz 1) ist von der 
Zulassung zu unterrichten. 

§4 

Rechtsstellung 
während des Vorbereitungsdienstes 

Der zum Vorbereitungsdienst zugelassene Be­
werber wird unter Berufung in das Beamtenver­
hältnis auf Wicrerruf zum ,,Anwärter für den geho­
benen bautechnischen . und umweltfachlichen Ver­
waltungsdienst" - ,,Anwärter (gtD)" - ernannt. 

Abschnitt 111 

Ausbildung 

§5 

FachrlchtuDaen und Fachgebiete 

Die Laufbahnbewerber werden innerhalb der ge­
wählten Fachrichtung in einem der nachstehend 
aufgeführten Fach8ebiete ausgebildet: 

1. Fachrichtung: Hochbau und Städtebau . 

Fachgebiet: a) ,Hochbau/Städtebau 
b) Brandversicherung 

2. Fachrichtung: Ingenieurbau 

Fachgebiet: a) Straßen- und Brückenbau 
b) Wasserwirtschaft 

3. Fachrichtung: Maschinenwesen und Elektro­
technik 

Fachgebiet: a) Maschinenwesen 
b) Elektrotechnik 

4. Fachrichtung: Umwelttechnik 

Fachgebiet: a) Technische Gewässera,ufsicht 
b) Technischer Umweltschutz 

5. Fachrichtung: Naturschutz und Landschafts­
(Fachgebiet) pflege 

§6 

Ziel des Vorbereitungsdienstes 

I Der Anwärter soll die für die Laufbahn erforder­
lichen berufspraktischen Fähigkeiten und Kennt­
nisse erwerben. 2Dabei hat er die öffentliche Ver­
waltung im Wirkungsfeld seiner Fachrichtung ken­
nenzulernen, seine im Studium erworbenen Kennt­
nisse und Fähigkeiten in den bautechnischen und 
umweltfachlichen Schwerpunktbereichen zu erwei­
tern und zu vertiefen sowie sich mit der Anwen-

dung der Rechtsvorschriften und der Verwaltungs­
führung vertraut zu machen. :lEr soll nach Abschluß 
des Vorbereitungsdienstes fähig sein, selbständig 
die Aufgaben eines Beamten des gehobenen Dien­
stes seiner Fachrichtung im Eingangsamt zu über­
nehmen. 

§7 

Dauer des Vorbereitungsdienstes 

(1) IDer Vorbereitungsdienst dauert regelmäßig 
zwei Jahre. 2Zeiten einer praktischen ingenieurmä­
ßigen Tätigkeit können, soweit die Art der Tätigkeit 
für das Ausbildungsziel der Ausbildungsabschnitte 
I oder 11 förderlich war, auf Antrag bis zu zwölf Mo­
naten auf den Vorbereitungsdienst angerechnet 
werden. 3Über den Antrag entscheidet die Ernen­
nungsbehörde im Benehmen mit der obersten Aus­
bildungsbehörde (§ 8 Abs.1 Satz 1). 

(2) Der Erholungsurlaub des Anwärters ist so zu 
legen, daß kein Lehrgang versäumt und in keinem 
Ausbildungsabschnitt das Ausbildungsziel gefähr­
detWird. 

(3) IUrlaub aus anderen Anlässen und Krank­
heitszeiten, die insgesamt zwei Monate überstei­
gen, werden insoweit nicht auf den Vorbereitungs­
dienst angerechnet. 2Die Ernennungsbehörde kann 
im Einvernehmen mit der obersten Ausbildungsbe­
hörde zur Vermeidung von Härten Ausnahmen 
zulassen. 

(4) Bei unzureichendem Stand der Ausbildung 
kann die Ernennungsbehörde im Einvernehmen 
mit der obersten Ausbildungsbehörde den Vorbe­
reitungsdienst um insgesamt längstens ein Jahr 
verlängern. 

§8 

Durchführung des Vorbereitungsdienstes 

(1) lOberste Ausbildungsbehörde für alle Anwär­
ter ist das Staatsministerium des Innern. 21m Be­
nehmen mit den beteiligten Verwaltungen regelt 
sie die purchführung des Vorbereitungsdienstes, 
stellt Rahmenausbildungspläne für alle Fachgebie­
te auf, überwacht die Zuteilung der Anwärter zu den 
Ausbildungsstellen und veranlaßt ihre Entsendung 
zu Lehrgängen und sonstigen Ausbildungsveran­
staltungen. 

(2) IAusbildungsstellen sind die Behörden und 
Stellen, denen ein Anwärter zugeteilt ist. 2Sie bilden 
die Anwärter praktisch und theoretisch aus und 
führen die Ausbildungsnachweise. 3Bei der Ausbil­
dungsstelle ist ein Ausbildungsleiter zu bestimmen, 
der die Ausbildung im einzelnen lenkt und über­
wacht. 4Er soll Beamter des gehobenen oder höhe­
ren Dienstes mit Berufserfahrung auf dem entspre­
chenden Fachgebiet sein. 

(3) I Die Leiter der Ausbildungsstellen, die Ausbil­
dungsleiter und die sonstigen mit der Ausbildung 
betrauten Personen sind Vorgesetzte des Anwär­
ters. 2Die Zuständigkeit der Dienstvorgesetzten und 
Vorgesetzten im Bereich der Ernennungsbehörde 
des Anwärters bleibt unberührt. 

(4) IDie Ausbildung im Vorbereitungsdienst glie­
dert sich in die Ausbildungsabschnitte 

I Einführung in Technik und Praxis des Fachge­
biets, regelmäßig 12 Monate, 
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II Vertiefung in Technik und Praxis der Fachrich­
tung, regelmäßig 6 Monate, 

III Einweisung bei den staatlichen Mittelstellen, 
regelmäßig 2 Monate, 

IV Lehrgänge, mindestens 3 Monate, 

a) Einführung in den 
öffentlichen Dienst 

b) Verwaltungslehrgang 

c) Fachpraktischer Lehrgang 

2 Wochen, 

7 Wochen, 

3 Wochen. 

2Einzelne Ausbildungsabschnitte können je nach 
Stand der AusbildUI~.g mit Zustimmung der ober­
sten Ausbildungsbehörde verlängert oder verkürzt 
werden. 

. (5) 1 Die Ausbildungsabschnitte I und II verbringt 
der Anwärter im allgemeinen im Dienstbereich sei­
ner Ernennungsbehörde, soweit dort angemessene 
Ausbildungsmöglichkeiten für Theorie und Praxis 
gegeben sind. 2Die Ernennungsbehörden können 
die Anwärter im Benehmen mit der obersten Aus­
bildungsbehörde auch Ausbildungsstellen anderer 
Dienstherren zuweisen, wenn mit diesen darüber 
Einvernehmen besteht. 3Ausbildungsstellen im 
Ausbildungsabschnitt III sind die Regierungen, die 
Oberfinanzdirektionen und die Bayerische Versi­
cherungskammer; für Anwärter der Fachgebiete 
"Hochbau/Städtebau", "Maschinenwesen" und 
"Elektrotechnik" können auch kreisfreie Städte 
hierfür bestimmt werden. 4Den Verwaltungslehr­
gang (Ausbildungsabschnitt IV) führt die Bayeri­
sche Verwaltungsschule im Einvernehmen mit der 
obersten Ausbildungsbehörde und den kommuna­
len Spitzenverbänden durch. 5Die operste Ausbil­
dungsbehörde kann die Durchführung des Verwal­
tungslehrgangs auch einem anderen öffentlich­
rechtlichen Bildungsträger übertragen. 

(6) Die Ernennungsbehörden stellen im Einver­
nehmen mit der obersten Ausbildungsbehörde nach 
einem Rahmenausbildungsplan für jeden Anwärter 
für die Dauer seines Vorbereitungsdienstes einen 
Ausbildungsplan auf; dabei sind die nach § 7 Abs. 1 
angerechneten Zeiten einer praktischen ingenieur­
mäßigen Tätigkeit zu berücksichtigen. 

(7) Die Ernennungsbehörden veranlassen die Zu­
weisung der Anwärter zu den Ausbildungsstellen 
im Benehmen mit den beteiligten Dienststellen. 

(8) lJeder Anwärter h~t - regelmäßig im Ausbil­
dungsabschnitt I - eine Ubungsaufgabe zu fertigen. 
2Das Thema ist dem Aufgabenkreis dieses Ab­
schnitts zu entnehmen. 3Die Aufgabe ist neben dem 
sonstigen Dienst zu fertigen. 4Die Aufgabe wird 
vom Aufgabensteller und abschließend durch die 
oberste Ausbildungsbehörde bewertet. 

Abschnitt IV 

Staatsprüfung 

§9 

Allgemeines 

(1) Für die Staatsprüfung gelten die Vorschriften 
der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) in der je­
weils geltenden Fassung, soweit sich aus den nach­
folgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

(2) lDie Prüfung wird durch da s Staatsministe­
rium des Innern (Oberste Baubehörde ) durchge-

führt. 2Sie dient der Feststellung, ob der Bewerber 
nach seinen fachlichen und allgemeinen Kenntnis­
sen und Fähigkeiten, seinen Leistungen und nach 
seiner Persönlichkeit die Eignung für den gehobe­
nen bautechnischen und umweltfachlichen Verwal­
tungsdienst besitzt. 

§ 10 

Zulassung zur Prüfung 

(1) Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung 
ist, daß der Anwärter den Vorbereitungsdienst er­
folgreich abgeleistet und in der Übungsaufgabe 
mindestens ein ausreichendes Gesamtergebnis er-
zielt hat. . 

(2) lÜber die Zulassung zur Prüfung entscheidet 
das Prüfungsamt (§ 11). 2Ablehnende Entscheidun­
gen bedürfen der Zustimmung des Prüfungsaus­
schusses (§ 12). 

§11 

Prüfungsamt 

1 Die Oberste Baubehörde ist Prüfungsamt (§ 12 
APO). 2Das Prüfungsamt hat außer den ihm in die­
ser Verordnung sonst übertragenen Aufgaben 

1. die Prüfer für die Bewertung der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten und für die mündliche Prüfung 
nach den Vorschlägen der Fachausschüsse (§ 12 
Abs.3 und 5) zu bestimmen, 

2. die Prüfung vorzubereiten, nach den Vorschlägen 
der Fachausschüsse die Entwürfe der Prüfungs­
aufgaben einzuholen und das Prüfungsergebnis 
festzustellen, 

3. für die vertrauliche Behandlung der Prüfungs­
aufgaben zu sorgen, 

4. über Anträge auf Prüfungsvergünstigungen zu 
entscheiden, 

5. die schriftliche Prüfung durch geeignete Auf­
sichtspersonen überwachen zu lassen, 

6: die Geschäftsstelle des Landespersonalausschus­
ses über die Zusammensetzung der Prüfungs­
ausschüsse und das Ergebnis der Prüfungen (§ 9 
Abs. 1 und § 13 Abs. 1 NI'. 8 APO) zu unterrichten, ! 

7. die Vergütungen für die Prüfer festzusetzen und 
zuzahlen. 

§ 12 

Prüfungsausschuß und Prüfer 

(1) Die Prüfung wird durch den Prüfungsaus­
schuß für den gehobenen bautechnischen und um­
weltfachlichen Verwaltungsdienst abgenommen. 

(2) Der Staatsminister des Innern bestellt den 
Prüfungsausschuß auf Grund von Vorschlägen der 
beteiligten Staatsministerien und der kommunalen 
Spitzenverbände auf drei Jahre. 

(3) 1 Der Prüfungsausschuß besteht aus einem 
Vorsitzenden, einem stellvertretenden Vorsitzen­
den und je Fachrichtung einem Fachausschuß; je­
der Fachausschuß wird aus einem Vorsitzenden 
und drei Mitgliedern gebildet. 2Für die Mitglieder 
de r Fachausschüsse wird eine gleiche Anzahl von 
Stellvertretern bestellt. 3Ein Mitglied ist Stellver­
trete r des Fachausschußvorsitzenden. 4Die Fach-
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ausschüsse werden unter sinngemäßer Anwendung 
der §§ 9 und 11 APO mit Beamten mit Berufserfah­
rung in . der entsprechenden Fachrichtung besetzt. 
51n jedem Fachausschuß ist jedes Fachgebiet durch 
mindestens ein Mitglied vertreten. 6Ergibt sich bei 
Abstimmungen Stimmengleichheit, so gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(4) IDer Prüfungsausschuß wacht darüber, daß in 
allen Fachgebieten gleiche Anforderungen gestellt 
und gleiche Maßstäbe bei der Beurteilung der Prü­
fungsarbeiten angelegt werden. 2Er kann der ober­
sten . Ausbildungsbehörde zur Durchführung des 
Vorbereitungsdienstes (§ 8) Vorschläge unterbrei­
ten. 3Er ist von dieser über alle wichtigen Ausbil­
dungsfragen zu informieren. 

(5) IDie Fachausschüsse sind, soweit nicht nach 
Absatz 4 der Prüfungsausschuß zuständig ist, für 
die Angelegenheiten ihrer Fachrichtung entschei­
dungsberechtigt. 2Sie schlagen dem Prüfungsamt 
die Prüfer für die schriftliche und mündliche Prü­
fung vor, wählen die Prüfungsarbeiten für ihre 
Fachgebiete aus und bestimmen die zugelassenen 
Hilfsmittel. 3Der Vorsitzende des Prüfungsaus­
schusses kann sich an ihren Sitzungen stimmbe­
rechtigt beteiligen. 4Den Stichentscheid nach § 21 
Abs.2 APO trifft stets der Vorsitzende des Fachaus­
schusses. 

(6) I Beratung und Abstimmung des Prüfungsaus­
schusses und der Fachausschüsse sind nicht öffent­
lich. 2Die Ausschüsse können Personen, die mit 
Ausbildungs- und Prüfungsangelegenheiten befaßt 
sind, zu ihren Sitzungen zuziehen. 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 
der Fachausschüsse sind bei ihrer Tätigkeit unab­
hängig und an Weisungen nicht gebunden. 

§ 13 

~hführungderPrüfung 

(1) IDie Staatsprüfung besteht aus einem schrift­
lichen und einem mündlichen Teil; sie beginnt mit 
dem schriftlichen Teil. zSie erstreckt sich über die 
in den Anlagen 1 bis 9 genannten Prüfungsfächer 
mit dem dort aufgeführten Prüfungsstoff. 3Die An­
lagen 1 bis 9 sind Bestandteil dieser Verordnung. 

(2) lDie schriftlichen Prüfungen umfassen insge­
samt 36 Stunden Prüfungszeit. 2Die Bearbeitungs­
zeit beträgt bei sechs Aufgaben je vier Stunden und 
bei zwei Doppelaufgaben je sechs Stunden. 3Der 
Prüfungsausschuß kann bestimmen, daß Prüfungs­
aufgaben gestellt werden, die sich über den Stoff 
mehrerer Prüfungsfächer erstrecken; bei minde­
stens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 
besonderes Gewicht beizumessen. 

(3) IDie mündliche Prüfung findet in der Regel 
unmittelbar im Anschluß an die schriftliche Prü­
fung statt. 2Sie besteht aus einem Prüfungsge­
spräch und einem Kurzvortrag. 

(4) Iln dem Prüfungsgespräch werden je drei Prü­
fungsteilnehmer drei Stunden lang, nach Bedarf 
auch zwei Prüfungsteilnehmer mit entsprechend 
verkürzter Prüfungszeit, gemeinsam von drei Prü­
fern geprüft. 2Mindestens zwei Prüfer müssen stän­
dig anwesend sein. 31m Prüfungsgespräch können 
neben Fragen aus dem in den Anlagen 1 bis 9 aufge­
führten Prüfungsstoff auch Fragen gestellt werden, 
die ein Urteil darüber erlauben, ob der Prüfungs-

teilnehmer mit den allgemeinen Fragen des staats­
bürgerlichen Lebens vertraut ist und eine ange­
messene Allgemeinbildung besitzt. 

(5) IDen Kurzvortrag nimmt eine aus drei Prü­
fern gebildete Prüfungskommission ab. 2Das The­
ma wird von der Prüfungskommission gestellt; es 
wird eine Stunde vor dem Vortragstermin bekannt­
gegeben. 3Der Vortrag ist frei zu halten; die Ver­
wendung eines Konzeptes ist gestattet. 4Der Vor­
trag soll höchstens 15 Minuten dauern. 

(6) IJeder Prüfer des Prüfungsgesprächs erteilt 
für sein Prüfungsgebiet sofort nach Ende der Prü­
fung jedem Prüfungsteilnehmer eine Note. 2Für den 
Kurzvortrag erteilt die Prüfungskommission eine 
gemeinsame Note. 3Die Prüfer legen die Einzel­
noten in einer Notenliste nieder, die sie unterzeich­
nen und dem Prüfungsamt aushändigen. 

§ 14 

Feststellung des Prüfungsergebnisses 

(1) Zur Feststellung des Ergebnisses der schrift­
lichen Prüfung wird die Summe der gemäß § 27 
APO ermittelten Noten aus sämtlichen Arbeiten 
des Prüfungsteilnehmers gebildet, wobei die Noten 
der vierstündigen Arbeiten zweifach, die der sechs­
stündigen dreifach zählen (18 Wertungen). 

. (2) Die vier in der mündlichen Prüfung vergebe­
nen Noten (§ 13 Abs. 6) zählen je zweifach (8 Wer­
tungen). 

(3) 1 Das Prüfungsamt ermittelt für jeden Prü­
fungsteilnehmer die Gesamtprüfungsnote, indem 
die Notensummen der schriftlichen und der münd­
lichen Prüfung zusammengezählt und durch 26 ge­
teilt werden. 2Die Gesamtprüfungsnote wird auf 
zwei Dezimalstellen berechnet und nach § 28 Abs. 5 
APO festgesetzt. 

(4) Der Prüfungsteilnehmer hat die Prüfung nicht 
bestanden, wenn seine Gesamtprüfungsnote 
schlechter als "ausreichend" (Note 4,50) ist. 

§ 15 

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

(1) Das Prüfungsamt stellt über das Bestehen deI: 
Prüfung ein Zeugnis aus. 

(2) In einer Beilage werden die Einzelnoten der 
schriftlichen und der mündlichen Prüfung, die No­
tensummen und die Gesamtprüfungsnote, in einer 
weiteren Beilage die Platzziffer mitgeteilt. 

(3) Ist die Prüfung nicht bestanden, so stellt das 
Prüfungsamt die Bescheinigung nach § 31 Abs. 3 · 
APO aus. 

§ 16 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung nicht be­
standen haben oder deren Prüfung als nicht bestan­
den gilt, können die Prüfung nur einmal, und zwar 
zum nächsten Prüfungstermin, wiederholen. 

(2) Für Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung zur 
Verbesserung ihrer Note wiederholen wollen, gilt 
§ 37 APO. 
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§ 17 

Beend igung des Beamte nverhä ltnisses 
. auf Wide rruf 

(1) 1 Legt de r Anwärte r die Staatsprüfung späte­
s te n s im zwe ite n auf die , Beendigung des vorge­
sch r iebe ne n Vorbereitungsdie ns tes folgende n P rü ­
fungstermin nicht a b, e nde t sein Beamtenver h ä lt · 
nis auf Wide r ruf m it de m Ablauf des le t zten Tag~; 
der schri ftliche n P r üfung (Art. 43 Abs. 2 Sat z 2 
BayBG). 2In besonde re n Hä rtefälle n k a nn die Er­
ne nnungsbe hörde den Ausgeschiede ne n a uf Antrag 
wieder in de n Vorbereitungsd ien st und in das Be­
a m tenverhä ltnis auf Wide rruf aufnehmen, we nn die 
b isherigen Leistungen erwarten lassen , daß er im 
n ächs te n Termin die Prüfung besteht. 

(2) Die beamte nrechtliche n Vorsch r ifte n über die 
Beendigung des Beamte nverhä ltnisses bleibe n un­
berührt. 

Abschnitt V 

Schlußbestimmungen 

§ 18 

Übergangsregelung 

(1) lDie Anwärter des Prüfungsjahrgangs 1987 
werden nach den bisherigen Vorschriften ausgebil­
det und geprüft. 2Soweit Anwärter an der Staats­
prüfung 1987 nicht oder erfolglos teilnehmen, be­
stimmen sich die weitere Ausbildung und die Prü­
fung nach den Vorschriften dieser Verordnung. 
3Auch wer an der Staatsprüfung 1988 zur Verbesse­
rung der Note oder der Platzziffer teilnimmt, legt 
die Prüfung nach den Vorschriften dieser Verord­
nungab. 

(2) lBewerber für die Fachrichtung "Naturschutz 
und Landschaftspflege", die vor dem 1. Oktober 1986 
eingestellt werden, können noch bis zum Ablauf des 
31. März 1990 in das Beamtenverhältnis auf Probe 
berufen werden, wenn sie 

1. die allgemeinen Voraussetzungen für die Übe r­
nahme in das Beamtenverhä ltnis erfüllen, 

2. die Voraussetzungen des § 2 Abs.1 Nr. 1 erfüllen, 

3. nach erfolgreichem Ablegen der Abschlußprü­
fung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 eine hauptberufliche 
Tätigkeit in der Fachrichtung "Naturschutz und 
La ndschaftspflege", die nach Art und Bedeutung 
der Tätigkeit eines Beamten des gehobenen bau­
technischen und umweltfachlichen Verwaltungs­
dienstes gleichwertig ist, von m indestens dreij ä h­
riger Dauer ausgeübt haben, davon mindestens 
ein Jahr im öffentlichen Dienst und 

4. mit Erfolg am Verwaltungslehrgang nach § 8 
Abs. 4 IV Buchst. b und an einer Grundlagenaus­
bildung bei der Akademie für Naturschutz und 
Landschaftspflege teilgenommen haben. 

2Die Teilnahme am Einführungslehrgang wird 
empfohlen. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1980 in Kraft.·) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der 
ursprünglichen Fassung vom 10. November 1980 (GVBl S. 649). 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen er­
gibt sich aus der Änderungsverordnung. 
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Fachrichtung: Hochbau und Städtebau 
Fachgebiet: Hochbau/Städtebau 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

Prüfungsfach 

Planung 

Durchführung 

Unterhalt 

Recht und 
Verwaltung 

6 
4 

4 
4 

4 

4 

Prüfungsstoff 

Entwurf und Beurteilung von Bauleit­
plänen, Gebäuden und Gebäudeteilen 
unter Berücksichtigung von 

- Räumlicher Planung 

- Funktion 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Bauausführung von Gebäuden und 
Gebäudeteilen, Bauausführung unter 
Berücksichtigung von 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Unterhalt und Betrieb baulicher Anla­
gen (Hochbau) unter Berücksichti­
gungvon 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Liegenschaftsverwaltung und 
Wertermittlung 

4.1 Grundzüge des Verfassungs-, 
Kommunal- und Verwaltungs­
verfahrensrechts 

Verwaltungsführung 

Allgemeine Organisations- und 
Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Gl~ederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV 

Anlaget 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Räumliche Planung: 

Raumordnung 
Landesplanung 
Regionalplanung 

. Entwicklungsplanung 
Bauleitplanung 
Erschließung und 

Entsorgung 

Funktion: 

Anforderungen durch die 
Art der Nutzung 

Technik: 

Konstruktionssysteme und 
-methoden 

Baustoffe 
Bauphysik 
Betriebstechnik 
Normen 
Richtlinien 

Umweltverträglichkeit: 

Naturschutz und Land-
schaftspflege 

Bodenschutz 
Luftreinhaltung 
Lärmschutz 
Gewässerschutz 
Abfallbeseitigung 

Kosten: 

Kostenrichtwerte 
Kostenplanung 
Kostenüberwachung 
Wirtschaftlichkeitsvergleich 

Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
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Anlage lISeite 2 

llO 
..:: 
.s..:: 
:;j Q) 
1-<'0 
p....:: 

Nr. Prüfungsfach Q) ;j Prüfungsstoff ..s:::+> 
tJrJ) 

..... I-< 

...... Q) 

~'O 
1-< ...... 

..s:::..s::: . 
tJ Cl! 
rJ)N 

noch 
4 4.2 Öffentliches Auftragswesen 

Bauleistungen und sonstige 
Leistungen 

Architekten- und Inge'nieur-
leistungen 

4 -4.3 Haushalts- und Wirtschafts-
führung (staatlich bzw. kommunal) 

Schwerpunkt Hochbau 

6 4.4 Fachbezogenes Recht, Vor-
schriften und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Straßenrecht 
Wasserrecht 
Umweltrecht 

- vertieft: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Städtebauförderung 

~ Denkmalpflege 
Wohnungsbau 

36 

Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig; bei mindestens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 
besonderes Gewicht beizumessen. 
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Fachrichtung: Hochbau und Städtebau Anlage 2 

Fachgebiet:' Brandversicherung zu § 13 ZAPO/gtD 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

Prüfungsfach 

Planung 

Durchführung 

Brand­
versicherung 

Recht und 
Verwaltung 

Prüfungsstoff 

6 · Entwurf und Beurteilung von Gebäu­
den und Gebäudeteilen unter Berück­
sichtigung von 

- Räumlicher Planung 

- Funktion 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Räumliche Planung: 

Raumordnung 
Landesplanung 
Regionalplanung 
Bauleitplanung 
Erschließung und 

Entsorgung 

Funktion: 

Anforderungen durch die 
Art der Nutzung 

4 Bauausführung von Gebäuden und 
Gebäudeteilen unter Berücksichti- Technik: 

4 
4 
4 

4 
4 

gungvon 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Anwendung der Rechtsgrundlagen der 
Bayerischen Landesbrandversiche­
rungsanstalt (BLBV A), insbesondere 
Wertermittlung, Tarifierung, Versi- ' 
cherungsanspruch, Schadenerhebung, 
Festsetzung und Auszahlung der Ent­
schädigung 

Risikoermittlung für Anlagen mit er­
höhter Schadengefahr 

4.1 Grundzüge des Verfassungs-, 
Kommunal- und Verwaltungs­
verfahrensrechts 

Verwaltungsführung 

Allgemeine Organisations- und 
Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV 

4.2 Öffentliches Auftragswesen 

Bauleistungen und sonstige 
Leistungen 

Architekten- und Ingenieur­
leistungen 

Konstruktionssysteme und 
-methoden 

Baustoffe 
Bauphysik 
Betriebstechnik 
Normen 
Richtlinien 

Umweltverträglichkeit: 

Naturschutz und Land-
schaftspflege 

Bodenschutz 
Luftreinhaltung 
Lärmschutz 
Gewässerschutz 
Abfallbeseitigung 

Kosten: 

Kostenrichtwerte 
Kostenplanung 
Kostenüberwachung 
Wirtschaftlichkeitsvergleich 

Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
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Anlage 2/Seite 2 

bO 
I:: 

.21:: 
:;j <J.) 
'-''0 

0..1:: 
Nr. Prüfungsfach <J.) ;j Prüfungsstoff ..t::+' 

CJOO .- '-' -<J.) 

~rc 
'-'-

..t::..t:: 
CJcc 

OON 

noch 4.3 Haushalts- und Wirtschafts-
4 führung des Freistaates Bayern 

Schwerpunkt Hochbau 

6 4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif-
ten und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Umweltrecht 
Denkmalpflege 

-vertieft: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 

- Brandverhütung 

36 

Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig; bei mindestens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 
besonderes Gewicht beizumessen. 
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Fachrichtung: Ingenieurbau 
Fachgebiet: Straßen- und Brückenbau 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

Prüfungsfach 

Planung 

Durchführung 

Unterhalt 

Recht und 
Verwaltung 

6 
4 

6 

4 

4 

Prüfungsstoff 

Entwurf und Beurteilung von Straßen, 
Brücken, Stützmauern und Tunnels 
unter Berücksichtigung von 

- Räumlicher Planung 

- Funktion 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Ausführung der in Prüfungsfach 1 an­
geführten baulichen Anlagen unter 
Berücksichtigung von 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Verkehrsabwicklung auf Baustellen 

Unfallverhütung 

Unterhalt und Betrieb der in Prü­
fungsfach 1 angeführten baulichen 
Anlagen unter Berücksichtigung von · 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 
- Recht und Verwaltung 

Winterdienst 

4.1 Grundzüge des Verfassungs-, 
Kommunal- und Verwaltungs­
verfahrensrechts 

Verwaltungsführung 

Allgemeine Organisations- und 
Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV 

Anlage 3 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Räumliche Planung: 

Raumordnung 
Landesplanung 
Regionalplanung 
Bauleitplanung 
Erschließung und 

Entsorgung 

Funktion: 

Anforderungen durch die 
Art der Nutzung 

Technik: 

Konstruktionssysteme und 
-methoden 

Baustoffe 
Baumaschinen 
Bauphysik 
Betriebstechnik 
Normen 
Richtlinien 

Umweltverträglichkeit: 

Naturschutz- und Land-
schaftspflege 

Bodenschutz 
Luftreinhaltung 
Lärmschutz 
Gewässerschutz 
Abfallbeseitigung 

Kosten: 

Kostenrichtwerte 
Kostenplanung 
Kostenüberwachung 
Wirtschaftlichkeitsvergleich 

Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
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Nr. Prüfungsfach 

noch 
4 
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4 

Prüfungs stoff 

4.2 Öffentliches Auftragswesen 

Bauleistungen und sonstige 
Leistungen . 

Architekten- und Ingenieur­
leistungen 

4 4.3 Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung (staatlich bzw. kommunal) 

Schwerpunkt Straßen bau 

4 4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif-

36 

ten und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Wasserrecht 
Umweltrecht 
Flurbereinigung 
Straßenverkehrsrecht 

-vertieft: 

Straßenrecht 
Immissionsschutz 

Anlage 3/Seite 2 

Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig; bei mindestens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 
besonderes Gewicht beizumessen. . . 
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Fachrichtung: Ingenieurbau 
Fachgebiet: Wasserwirtschaft 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

Prüfungsfach 

Planung 

Durchführung 

Unterhalt! 
Gewässer­
aufsicht 

Recht und 
Verwaltung 

6 
4 

6 

4 

4 

Prüfungsstoff 

Entwurf und Beurteilung von wasser­
wirtschaftlichen Anlagen einschließ­
lich der zugehörigen Ingenieurbau­
werke unter Berücksichtigung von 

- Räumlicher Planung 

- Funktion 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Ausführung der in Prüfungsfach 1 an­
geführten baulichen Anlagen unter 
Berücksichtigung von 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

- Unfallverhütung 

Unterhaltung und Betrieb der in Prü­
fungsfach 1 angeführten baulichen 
Anlagen unter Berücksichtigung von 

-Technik 

- Umweltverträglichkeit 

- Kosten 

- Recht und Verwaltung 

Technische Gewässeraufsicht 

4.1 Grundz~ge des Verfassungs-, 
Kommunal- und Verwaltungs­
verfahrensrechts 

Verwaltungsführung 

Allgemeine Organisations- und 
Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV 

Anlage 4 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Räumliche Planung: 

Raumordnung 
Landesplanung 
Regionalplanung 
Bauleitplanung 
Erschließung und 

Entsorgung 

Funktion: 

. Anforderungen durch die 
Art der Nutzung 

Technik: 

Konstruktionssysteme und 
-methoden 

Baustoffe 
Bauphysik 
Betriebstechnik 
Normen 
Richtlinien 

Umweltverträglichkeit: 

Naturschutz und Land-
schaftspflege 

Bodenschutz 
Luftreinhaltung 
Lärmschutz 
Gewässerschutz 
Abfallbeseitigung 

Kosten: 

Kostenrichtwerte 
Kostenplanung 
Kostenüberwachung 
Wirtschaftlichkeitsvergleich 

Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
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Anlage 4/Seite 2 

0.0 
s::: 

02s::: 
:~ Cl) 
.... "0 

o...s::: 
Nr. Prüfungsfach Cl) ~ Prüfungsstoff ..s:::+> ur.!) .- .... 

-Cl) 

;~ 
.... -..s:::..s::: 
u t1l 

r.!)N 

noch 4 4.2 Öffentliches Auftragswesen 
4 

Bauleistungen und sonstige 
Leistungen 

Architekten- und Ingenieur-
leistungen 

4 4.3 Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung (staatlich bzw. kommunal) 

Schwerpunkt Wasserwirtschaft 

4 4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif-
ten und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Straßenrecht 
Umweltrecht 
Flurbereinigung 

- vertieft: 

Wasserrecht 
Wasserverbrauchsrecht 
Abfallbeseitigung 

36 -
Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig; bei mindestens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 

besonderes Gewicht beizumessen. 
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AnlageS 
Fachrichtung: Maschinenwesen und Elektrotechnik zu § 13 ZAPO/ gtD 

Fachgebiet: Maschinenwesen 

bO 
t:: ;::l . 

..... t:: 
: ;::l CI> 
$-<"0 
~t:: 

Nr. Prüfungsfach CI> ;::l 
Prüfungsstoff ..c::+'> 

(,JCf1 
..... $-< 
...... CI> ;-ö 

$-< ...... 
..c::..c:: 
(,J ro 

Cf1N 

1 Planung 6 Entwurf und Beurteilung von maschi- Räumliche Planung: 
4 nen- und betriebstechnischen Anlagen Raumordnung 

aller Art unter Berücksichtigung von Landesplanung 
- Räumlicher Planung Regionalplanung 

- Funktion Bauleitplanung 
Erschließung und 

-Technik Entsorgung 
- Umweltverträglichkeit 

- Kosten Funktion: 

- Recht und Verwaltung Anforderungen durch die 
Art der Nutzung bei 

Heizungsanlagen, 
2 Durchführung 6 Ausführung der in Prüfungsfach 1 an- raumlufttechnischen und 

geführten Anlagen unter Berücksich- sanitären Anlagen, 
tigungvon Großküchen, 

-Technik 
Kühlanlagen, 
Wäschereien, 

- Umweltverträglichkeit, Bädern, 

- Kosten Werkstätten, 
Anlagen zur Treibstoff- und 

- Recht und Verwaltung Medienversorgung, 

Projektprüfung Aufzugs- und Förder-
anlagen, 

Hebezeugen 

3 Unterhalt 4 Unterhalt, Betrieb und Wartung der in 
Prüfungsfach 1 angeführten Anlagen Technik: 
unter Berücksichtigung von Konstruktionssysteme und 
-Technik -methoden 

Baustoffe 
- Umweltverträglichkeit Bauphysik 
- Kosten Betriebstechnik 

- Recht und Verwaltung 
Normen 
Richtlinien 

4 Recht und 4 4.1 Grundzüge des Verfassungs-, Umweltverträglichkeit: 

Verwaltung Kommunal- und Verwaltungs- Naturschutz- und Land-
verfahrens rechts schaftspflege 

Verwaltungsführung Bodenschutz 
Luftreinhaltung 

Allgemeine Organisations- und Lärmschutz 
Führungsfragen Gewässerschutz 

Öffentliche Verwaltung in Bayern Abfallbeseitigung 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Kosten: Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung Kostenrichtwerte 
Grundzüge der EDV Kostenplanung 

Kostenüberwachung 
Wirtschaftlichkei tsvergleich 
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Anlage 5/Seite 2 
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noch 4 4.2 Öffentliches Auftragswesen Recht und Verwaltung: 
4 

Bauleistungen und sonstige Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
Leistungen 

Architekten- und Ingenieur-
leistungen 

4 4.3 Haushalts- und . Wirtschaftsfüh-
rung (staatlich bzw. kommunal) 

Schwerpunkt Hochbau 

4 4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif-
ten und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 

. Umweltrecht 
Wasserrecht 

- vertieft: 

Energierecht 
/ 

Gewerberecht 
Immissionsschutz 
Bauordnungsrecht 
(fachspezifisch) 
Unfallverhütung 

36 

Anmerk!lng: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig; bei mindestens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 
besonderes Gewicht beizumessen. 
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Anlage 6 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Fachrichtung: Maschinenwesen und Elektrotechnik 
Fachgebiet: Elektrotechnik 

b.O 
~ 

.a~ 
:;::1 Q) 

ct"8 
Q) ;::I 

Prüfungsstoff 
-

Nr. Prüfungsfach ..c:+' CJrn ..... ~ 
-Q) 

~ro 
~-,.c..c: 
CJ ctS 
rnN 

1 Planung -6 Entwurf und Beurteilung von elektro- Räumliche Planung: 
4 technischen Anlagen und betriebs- Raumordnung 

technischen Sonderanhlgen unter Be- Landesplanung rücksichtigung von Regionalplilnung 
- Räumlicher Planung Bauleitplanung 

- Funktion Erschließung 

-Technik 
Funktion: 

- Umweltverträglichkeit 
Anforderungen durch die 

- Kosten Art der Nutzung bei 
- Recht und Verwaltung Hoch- und Nieder-

spannungsnetzen, 
Schalt-, Umspann- und 

2 Durchführung 6 Ausführung der in Prüfungsfach 1 an- Ersatzstromanlagen, 
geführten Anlagen unter Berücksich- Elektroinstalla tions-, 
tigungvon Beleuchtungs- und Blitz-

-Technik 
schutzanlagen, 

Fernmelde-, elektro-
- Umweltverträglichkeit akustischen und Fernseh-

- Kosten anlagen, 
Aufzugs- und Förderanlagen 

- Recht und Verwaltung 
- Technik: 

3 Unterhalt 4 Unterhalt, Betrieb und Wartung der in Konstruktionssysteme und 
Prüfungsfach 1 angeführten Anlagen -methoden 

Werkstoffe unter Berücksichtigung von 
Bauphysik 

-Technik Betriebstechnik 
- Umweltverträglichkeit Normen 

Richtlinien 
- Kosten 

- Recht und Verwaltung Umweltverträglichkeit: 

Naturschutz- und Land-

4 Recht und 4 4.1 Grundzüge de~ Verfassungs-, 
schaftspflege 

Bodenschutz Verwaltung Kommunal- und Verwaltungs- Luftreinhaltung 
verfahrensrechts Lärmschutz 
Verwaltungsführung Gewässerschutz 

Allgemeine Organisations- und Abfallbeseitigung 

Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern Kosten: 

Bauverwaltungen in Bayern; Kostenrichtwerte 
Kostenplanung Gliederung, Aufgaben Kostenüberwachung 

Allgemeine Dienstordnung Wirtschaftlichkeitsvergleich 
Grundzüge der EDV 
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Nr. Prüfungs fach 

noch 
4 
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4 

Prüfungsstoff 

4.2 Öffentliches Auftragswesen 

Bauleistungen und sonstige 
Leistungen 

Architekten- und Ingenieur­
leistungen 

4 4.3 Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung (staatlich bzw. kommunal) 

Schwerpunkt Hochbau 

4 4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif-

36 

ten und Richtli~ien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Umweltrecht 

- vertieft: 

Energierecht 
Gewerberecht 
Fernmelderecht 
Bauordnungsrecht 
(fachspezifisch) 
Unfallverhütung 

Anlage 6/Seite 2 

Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr.4 

Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig; bei mindestens einer Aufgabe ist Fragen des Umweltschutzes 
besonderes Gewicht beizumessen. 

4 

I 
~. 

~ 
,. , 

. 

1~ 
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Anlage 7 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Fachrichtung: Umwelttechnik 
Fachgebiet: Technische Gewässeraufsicht 

tl.O s:: 
.Es:: 
: ;:; (1) 
;...'"0 
o..s:: 

Nr. Prüfungsfach 
(1) ;:; 

Prüfungsstoff ..s::+> 
(.)00 ..... ;... 
-(1) 

~ro 
;...-..s::..s:: (.) ro 

C1JN 

1 Planung 6 Aufstellung von Untersuchungs- Räumliche Planung: 
programmen Raumordnung 
Entwurf und Beurteilung von Landesplanung 
Entsorgungskonzepten . Regionalplanung 

Beurteilung von Entsorgungsanlagen Bauleitplanung 
Erschließung und 

unter Berücksichtigung von Entsorgung 
- Räumlicher Planung 

- Funktion Funktion: 

-Technik Anforderungen durch 

- Umweltverträglichkeit 
Nutzung und Zweck 

, 
- Kosten Technik: 
- Recht und Verwaltung Methoden 

Betriebstechnik 
2 Durchführung 6 Technische Gewässeraufsicht Normen 

und 4 Unterhalt und Betrieb von Aufberei- Richtlinien 
Unterhalt tungs- und Entsorgungsanlagen 

Unterhalt und Betrieb von Meß- Umweltverträglichkeit: 

einrichtungen Naturschutz und Land-

unter Berücksichtigung von schaftspflege 
Bodenschutz 

-Technik Luftreinhaltung 

- Umweltverträglichkeit Lärmschutz 
Gewässerschutz 

- Kosten Abfallbeseitigung 
- Recht und Verwaltung 

Kosten: 
3 Untersuchungs- 4 Chemische Analytik Kostenrich twerte 

methoden 4 Biologische Untersuchungs methoden Wirtschaftlichkeitsvergleich 

Laborbetrieb 

Gewässer- und Anlagenuntersuchung 
Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
4 Recht und 4 4.1 Grundzüge des Verfassungs-, 

Verwaltung Kommunal- und Verwaltungs-
verfahrensrechts 

Verwaltungsführung 

Allgemeine Organisations- und 
Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV 
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Anlage 7/Seite 2 

b.O s:: 
.Es:: 
:;:l (I) 
~'O p...s:: 

Nr. Prüfungsfach (l)ß Prüfungsstoff 
-EOO .- ~ -(I) 
$;~ 
~-...c::...c:: 
c:J (\j 

OON 

noch 4 4.2 Öffentliches Auftragswesen in den 
4 Grundzügen 

4.3 Haushalts- und W irtschaftsfüh-
rung (staatlich) in den Grundzügen 

Schwerpunkt Wasserwirtschaft 

4 4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif-
ten und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Umweltrecht 
Gewerberecht 

- vertieft: 

Wasserrecht 
Abfallbeseitigung 

36 

Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig. 
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Anlage 8 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Fachrichtung: Umwelttechnik 
Fachgebiet: Technischer Umweltschutz 

tl.O s:: 
.Es:: 
:;:S Cl) 
1-0'0 tl..s:: 

Nr. Prüfungsfach Cl)E Prüfungsstoff -§U2 
. .... 1-0 
..... Cl) 

$;"0 
1-0 ..... ..c..c CJca 

U2N 

1 Planung 6 Prüfung und Beurteilung von Planun- Räumliche Planung: 
4 gen und Anlagen unter besonderer Be- Raumordnung 

rücksichtigung von Landesplanung 
- Räumlicher Planung Regionalplanung 

- Funktion Bauleitplanung 
Erschließung und 

-Technik Entsorgung 
- Umweltverträglichkeit 

- Kosten Funktion: 

- Recht und Verwaltung Anforderungen durch 
Nutzung und Zweck 

2 Durchführung 6 Überwachung und Begutachtung von -
umweltrelevanten Anlagen unter Be- Technik: 
rücksichtigung von Methoden 
-Technik Betriebstechnik 

- Kosten 
Normen 
Richtlinien 

- Recht und Verwaltung 
U mweltverträglichkei t: 

3 Verfahrens- 4 Betriebstechnik und Verfahrensab- Naturschutz- und Land-
technik und 4 läufe von umweltrelevanten Anlagen sc)1.aftspflege 
Untersuchungs- unter Berücksichtigung von Bodenschutz 
methoden -Technik Luftreinhaltung 

- Kosten Lärmschutz 
Gewässerschutz 

- Recht und Verwaltung Abfallbesei tigung 
Analytik und Meßtechnik 

Kosten: 
4 Recht und 4 4.1 Grundzüge des Verfassungs-, Kostenrichtwerte 

Verwaltung Kommunal- und Verwaltungs- Wirtschaftlichkeitsvergleich 
verfahrens rechts 

Verwaltungsführung Recht und Verwaltung: 
Allgemeine Organisations- Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
und Führungsfragen . 
Öffentliche Verwaltung in 
Bayern 

Bauverwaltungen in Bayern; 
Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV . 

4 4.2 Öffentliches Auftragswesen in den 
Grundzügen 

4.3 Haushalts- und Wirtschafts-
führung (kommunal) in den 
Grundzügen 
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Nr. Prüfungsfach 

noch 
4 

Bayerisches Gesetz- und Ve rordnungsblatt Nr. 17/ 1986, 

4 

36 

Prüfungsstoff 

4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschrif­
ten und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Umweltrecht 

- vertieft: 

Immissionsschutz 
Abfallbeseitigung 

Anmerkung: Übe rgre ifende Aufgabe n s ind gem äß § 13 Abs. 2 zulässig. 

Anlage 8/Seite 2 
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Fachrichtung: Naturschutz und Landschaftspflege 
(Fachgebiet) 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

Prüfungsfach 

Grundlagen 

Planung 

Vollzug und 
Durchführung 

Recht und 
Verwaltung 

6 
4 

6 

4 

4 

4 

Prüfungsstoff 

Inhalt, Methodik, Durchführung und 
Auswertung landschaftsökologischer 
Untersuchungen und Kartierungen; 
naturraum- und projektbezogene 
Standortanalyse und -beurteilung un­
ter Berücksichtigung von 

- Funktion 

- Räumlicher Planung 

Entwurf und Beurteilung von Fachpla­
nungen deI;> Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, von Landschafts­
und Grünordnungsplänen sowie von 
landschaftspflegerischen Begleitplä­
nen und Freiflächengestaltungsplänen 
unter Berücksichtigung von 

- Funktion 

- Räumlicher Planung 

- Methoden und Technik 

- Kosten . 

- Recht und Verwaltung 

Vollzug des Naturschutzrechts ein­
schließlich Beurteilung anderer Fach­
planungen 

und 

Durchführung von Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschafts­
pflege 

unter Berücksichtigung von 

- Funktion 

- Räumlicher Planung 

- Methoden und Technik 

- Kosten 

-Recht und Verwaltung 

4.1 Grundzüge des Verfassungs-, 
Kommunal- und Verwaltungs­
verfahren'srechts 

Verwaltungsführung 

Allgemeine Organisations- und 
Führungsfragen 

Öffentliche Verwaltung in Bayern 

Anlage 9 
zu § 13 ZAPO/gtD 

Funktion: 

Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts 

N utzungsfähigkei t der 
Naturgüter 

Verbreitung und 
Ansprüche von Pflanzen­
und Tierarten 

Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit von Natur und 
Landschaft 

Räumliche Planung: 

Planungen des Arten­
schutzes, des Biotop­
schutzes und der 
Landschaftspflege 

Raumordnung und Landes­
planung 

Bauleitplanung 

Methoden und Technik: 

Landschaftspflegerische, 
ingenieur-biologische 
und ökologische 
Verfahren 

Materialien und Geräte 
Organisation 
Anleitungen und Normen 

Kosten: 

Kostenermittlung 
Kostenplanung 
Kostenüberwachung 
Wirtschaftlichkeitsvergleich 
immaterielle Bewertungen 

Recht und Verwaltung: 

Siehe Prüfungsfach Nr. 4 
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tlO 
~ 

.E~ 
::;1 Cl) 
~"O 
Il..~ 

Nr. Prüfungsfach Cl)E 

'5 00 .- ~ ..... Cl) 

~~ 
~ ..... 

...c::...c:: 
(.) (1j 

OON 

noch 
4 

4 

4 

36 

Prüfungsstoff 

Naturschutzbehörden in Bayern; 
Gliederung, Aufgaben 

Fachverwaltungen in Bayern; 
Bauverwaltungen, Landwirtschafts-, 
Forst- und Flurbereinigungs-
verwaltung; 
Gliederung, Aufgaben 

Allgemeine Dienstordnung 
Grundzüge der EDV 

4.2 Öffentliches Auftragswesen 

Bauleistungen und sonstige 
Leistungen 

Architekten- und Ingenieur-
leistungen 

4.3 Haushalts- und Wirtschafts-
führung des Freistaates Bayern 

4.4 Fachbezogenes Recht, Vorschriften 
und Richtlinien 

- in den Grundzügen: 

Planungsrecht 
Bauordnungsrecht 
Straßenrecht 
Wasserrecht 
Umweltrecht 
Forstrecht 
Landwirtschaftsrecht 
Flurbereinigungsrecht 
Jagdrecht 
Fischereirecht 

- vertieft: 

Naturschutzrecht 

Anmerkung: Übergreifende Aufgaben sind gemäß § 13 Abs. 2 zulässig. 
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